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Der Band versammelt Vorträge der Ringvorle-
sung Transnationale Zivilgesellschaft in Euro-
pa – Traditionen, Muster, Hindernisse, Chan-
cen, die im Wintersemester 2007/2008 am
Graduiertenkolleg Zivilgesellschaftliche Ver-
ständigungsprozesse vom 19. Jahrhundert bis
zur Gegenwart. Deutschland und die Nieder-
lande im Vergleich an der Universität Müns-
ter stattfand. Die Aufsätze verstehen sich
als grundlegende Beiträge zu den Vorausset-
zungen und Rahmenbedingungen einer euro-
päischer Zivilgesellschaft, mit speziellen Per-
spektiven auf ihre Akteure sowie die Faktoren
des Gelingens und Scheiterns.

Zivilgesellschaft manifestiert sich – folgt
man der einführenden Definition von Chris-
tiane Frantz – in zweierlei Hinsicht: Einerseits
in sozialen Zusammenschlüssen, die sich jen-
seits von Staat, Markt und Privatssphäre frei-
willig in den Dienst der Gemeinschaft stel-
len; andererseits im „Habitus von Individu-
en“, gemeint sind (unter Rückgriff auf Pierre
Bourdieu) sozial und kulturell motivierte Un-
terschiede wie Bildung, Sprache, spezifische
Rituale, Normen und Werte. Zu Beginn des
21. Jahrunderts scheint sich immer mehr her-
auszukristallisieren, dass Europa bis auf wei-
teres durch seine nationalstaatlichen Kontexte
geprägt sein wird und die „Europäisierung“
Europas sich im wesentlichen als „Europäi-
sierung“ der Nationalstaaten vollzieht. In-
wieweit aber auf zivilgesellschaftlicher Ebene
transnationale Prozesse der Verdichtung und
Integration wirken, die als Ausdruck einer ge-
meinsamen europäischen Öffentlichkeit und
Identität gelesen werden können, ist eine der
zentralen Fragen der AutorInnen (S. 9-11).

Die ersten drei Beiträge analysieren das
Verhältnis von Staat, Verfassung und europäi-
scher Zivilgesellschaft. Europäische Verfas-
sungspolitik und politischer Gesellschaft ste-
hen dabei in einer für das Europa der Gegen-
wart konfliktreichen Beziehung. Das Ringen

um eine gemeinsame EU-Verfassung, konkret
das Scheitern der Referenden in Frankreich
und den Niederlanden wertet Hans J. Lietz-
mann als „Klarstellung über das politische
Bewusstsein“ der abstimmenden Bürger, die
mehr sein wollen als nur „politische Zaungäs-
te“ oder „Kunden“ (S. 17f.). Legitim werde
eine gemeinsame Verfassung erst, wenn sie
von der europäischen Gesellschaft auch als le-
gitim erachtet werde. In diesem Sinne hebt
Lietzmann neben dem instrumentellen, for-
mal kodifizierten Charakter die symbolische
Aspekte einer Verfassung hervor. Nur durch
die Komponenten einer psychosozialen „Pa-
thosformel“, die der Emotionalität einer tra-
dierten politischen Kultur Ausdruck verleiht,
könne eine gemeinsame Verfassung der plu-
ralistischen Realität europäischer Zivilgesell-
schaften gerecht werden und „von unten“ Le-
gitimität gewinnen (S. 29).

Mit der Rolle des „europäischen Staats-
bürgers“ in eben diesem gesamteuropäischen
Verständigungsprozeß beschäftigt sich John
Keane. Er skizzierte die Entwicklung des
Konzeptes von den skeptischen Ursprüngen
Anfang der 1970er-Jahre (Raymond Aron:
„There are no such animals as ’European citi-
zens’“) bis hin zu den Reformen des 2007 un-
terzeichneten Vertrags von Lissabon. Eine der
zentralen Herausforderungen sei, dass sich
die Vision einer europäischen Staatsbürger-
schaft von der Staatsbürgerschaft ihrer Mit-
gliedsländer ableitet und somit auf unter-
schiedlichsten Traditionen fußt. Als kleins-
ten europäischen Nenner sieht Keane eine
Lesart von Staatsbürgerschaft, die auf der
Pflege ziviler, politischer und sozialer Rech-
te und Pflichten sowie deren nationalen Tra-
ditionen basiert (S. 39). Angesichts der Tatsa-
che, dass das Ideal einer europäische Staats-
bürgerschaft in hohem Maße „von oben“ de-
finiert und auf den Weg gebracht wurde, zeigt
sich Keane jedoch skeptisch, in wie weit sich
der Ist-Zustand auch über die politische Inte-
gration hinaus zu einer europäischen Staats-
bürgeridentität entwickeln wird.

Ähnlich kritisch diskutiert Ton Nijhuis in
seinem Beitrag die Chancen und Hindernis-
sen einer europäischen Zivilgesellschaft als
Ziel europäischer Politik. Er betont dabei ein-
gangs die Diskrepanz zwischen dem normati-
ven „Erwünschtsein“ einer europäischen Öf-
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fentlichkeit als Voraussetzung für das Gelin-
gen einer partizipatorische Demokratie und
der tatsächlichen Entwicklung einer euro-
päischen Zivilgesellschaft (S. 61f.). Im Kern
verlaufen zivilgesellschaftliche Diskussionen
über europäischer Belange immer noch in ei-
nem nationalen Kontext. Das Fehlen einer ge-
meinsamen Sprache identifiziert Nijhuis da-
bei als eines von mehreren Hindernissen. Al-
lerdings liegen die Chancen einer europäi-
schen Öffentlichkeit gerade in der Vielzahl
an Netzwerken und regionalen Nischen, ohne
dass nationale (Erfolgs-)Modelle von Zivilge-
sellschaft zwangsläufig auf Europa projeziert
werden können und müssen.

Die folgenden fünf Beiträge beleuchten eu-
ropäische Zivilgesellschaft als Raum politi-
scher Willens- und Meinungsbildung. Dieter
Rucht präsentiert einige konzeptuelle Überle-
gungen und Möglichkeiten der empirischen
Analyse von Zivilgesellschaft, deren Definiti-
on oft (und nicht selten zu Recht) begriffliche
Unschärfe vorgeworfen wird. Er plädiert da-
für, Zivilgesellschaft nicht „bereichslogisch“,
das heißt im Hinblick auf gesellschaftlichen
Sphären und territoriale Gruppenzugehörig-
keiten zu untersuchen, sondern „handlungs-
logisch“ vorzugehen, um so das Verhalten ih-
rer Akteure in den Mittelpunkt der Analyse
zu stellen. Als empirischen Maßstab schlägt
Rucht „Zivilität“ (etwa Menschenrechte, po-
litische und soziale Bürgerrechte) als univer-
selle Basisnorm vor (S.91).

Paul Dekker beschäftigt sich eingehen-
der mit den Mustern und gemeinsamen
Perspektiven einer europäischen Zivilgesell-
schaft. Er geht von einer doppelten Wort-
bedeutung aus, derzufolge Zivilgesellschaft
nicht nur ein Ideal kultivierten Zusammen-
lebens darstellt, sondern ein messbarer Be-
reich der Gesellschaft ist, in dem freiwilli-
ge Zusammenschlüsse dominieren. Auf Ba-
sis eines europäischen Ländervergleichs re-
sumiert er, dass Aktivitäten im gesellschaftli-
chen Bereich der Zivilgesellschaft keinen sub-
stanziellen Beitrag zur Verwirklichung der Zi-
vilgesellschaft als Ideal leisten. Er begründet
dies mit ihrer wachsenen Hybridisierung, mit
der Arbeitswelt und Konsumentenrolle des
modernen Bürgers als Ersatz für freiwilliges
Engagement an Bedeutung gewonnen haben
(115f.). Für Europa bedeute dies, dass in der

Lebenswelt ihrer Bürger selbst internationa-
le und transnationale Themen zunächst regio-
nal/national verhandelt werden, wobei sich
etwa in Fragen von Umwelt und internationa-
ler Gerechtigkeit durchaus europaweite Ver-
dichtungen beobachten lassen.

Die Beiträge von Matthias Freise und
Christiane Frantz verdeutlichen exempla-
risch den Konsens und den Willen der
Autoren, dass das Konzept einer Zivilge-
sellschaft – gerade wegen der „Definitions-
defizite“ (Freise, S.122) – auf empirisch-
sozialwissenschaftlichen Wege vermessen
werden müsse. Freise bekräftigt, dass sich Eu-
ropa durch zivilgesellschaftliche Initiativen
partizipatorisch legitimieren könne, wobei er
von einer einseitigen top-down Implementie-
rung aus Brüssel warnt (S. 130-132). Ebenfalls
kritisch bewertet Frantz die bottom-up Per-
spektive eines „Europas der Bürger“, der sie
eine „Alibifunktion“ zuschreibt. Die EU weise
vergleichsweise hohe Partizipationshürden
auf und werde entgegen der proklamierten
Nähe und Erlebbarkeit europäischer Politik
maßgeblich von Eliten dominiert (S.153f.).

Als einziger Beiträger wendet James C.
Kennedy die Theorie auf ein greifbares Bei-
spiel an und untersucht den historischen
Wandel im Verhältnis von Kirchen und nie-
derländischer Gesellschaft. Er argumentiert,
dass die konstitutive und politische Rolle der
Kirche zwar verloren gegangen sei, die mora-
lische und ideelle Bedeutung trotz der Frag-
mentierung der Gesellschaft weiterhin beste-
he. Auch in einer sekularen Zivilgesellschaft
wie den Niederlanden bieten Kirchen – in
kleinerem Rahmen als zuvor – Sinngebung
für einzelne Bürger sowie Sozialkapital für
die Gesellschaft (S. 171). Dies werde die Kir-
chen zwar nicht in die Mitte der Gesellschaft
zurückführen, auch werden die Rahmenbe-
dingungen kirchlichen Engagements weiter-
hin durch die sekulare Öffentlichkeit abge-
steckt, aber als ein Agent und Impulsgeber
im Kleinen werden sie gerade innerhalb ei-
ner pluralistischen Zivilgesellschaft Bestand
haben.

Als ein Verdienst des Bande ist zu wer-
ten, dass er die wissenschaftliche Diskussi-
on nicht nur in großer Breite, sondern auch
auf dem aktuellen Stand der Forschung wi-
dergibt, und gleichzeitig viele weitere For-
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schungsperspektiven aufzeigt. Fachlich be-
wegen sich die einzelnen Beiträge auf durch-
wegs anspruchsvollem Niveau, auch wenn
sich leider die ein oder andere inhaltliche
Redundanz eingeschlichen hat. Zu kurz kom-
men Beispiele, die die theoretisch eng ge-
packte Diskussion auf konkrete Fälle herun-
ter brechen. Es bleibt zu wünschen, dass sol-
chen Fallstudien in den Folgebänden der Rei-
he mehr Platz eingeräumt wird.
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